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Worum geht es?
Im Gegensatz zu anderen supranationalen
Organisationen (NATO, WEF usw.) hat die
OSZE dank Imagepflege und blumiger Frie-
densrhetorik einen guten Ruf und ruft we-
nig Protest hervor. Mit Begriffen wie „Rüs-
tungskontrolle“, „Demokratisierung“ und
„Menschenrechte“ erweckt sie den Ein-
druck, sie sei dem Dialog und der interna-

tionalen Kooperation verpflichtet. Indessen
stellt sich die Frage: Wer „kontrolliert“ und
„demokratisiert“ wen, mit welcher Legiti-
mation, mit welchen Absichten und mit
welchen Mitteln? Schlussendlich ist die
OSZE vor allem Eines: Eine Plattform und
ein Instrument einflussreicher Politiker und
Vertreter der herrschenden Klasse, um ihre
aktuelle „Sicherheits-“ und Wirtschaftspo-
litik zu gestalten.

Sicherheit und Stabilität am
Beispiel Syrien
Am Beispiel Syrien lässt sich deutlich zei-
gen, wie der Begriff von Stabilität und Frie-
de von den in Basel anwesenden Regierun-
gen interpretiert und umgesetzt wird. Im
März 2011 begannen grosse Teile der syri-
schen Bevölkerung, zunächst friedlich ge-
gen die seit 40 Jahren an der Macht stehen-
de Assad-Diktatur aufzubegehren.
Während den folgenden drei Jahren haben
die westlichen Mächte mehr oder minder
zugeschaut, wie ein beispiellos brutales Re-
gime zentausende Menschen umgebracht
und unzählige gefoltert und inhaftiert hat.
Unter dem Vorwand, die syrische Opposi-
tion bestünde nur aus „Islamisten“, wurde
die mörderische Politik eines selbsternannt

„laizistischen“ Regimes als kleineres Übel
hingenommen. Dabei hat ein Grossteil der
sogenannt revolutionären Linken eine be-
schämende Rolle gespielt. Dass diese Hal-
tung zu einer selbsterfüllenden Prophezei-
ung geworden ist, hat sich mit dem
Vormarsch des IS (Organisation Islamischer
Staat) bestätigt.
Erst als in diesem Jahr über Syrien hinaus

die ganze Region in einen brutalen Bürger-
krieg zu fallen drohte, haben sich die west-
lichen Mächte entschieden, militärisch ein-
zugreifen. Dass dabei Forderungen nach
Demokratie und sozialer Gerechtigkeit kei-
ne Rolle spielen, wurde spätestens klar, als
John Allen (US-Beauftragter für die Mili-
tärkampagne gegen den IS) behauptete, dass
das militärische Eingreifen in Syrien nicht
den Umsturz des Assad-Regimes zum Ziel
habe, sondern eine Verbesserung des Kräf-
teverhältnisses zwischen Regierung und
Oppositionellen zu Gunsten letzterer
bezwecke, damit ein „geregelter Übergang“
verhandelt werden könne. Im Vokabular der
Grossmächte muss dies im Sinne einer ein-
fachen Auswechslung des Staatsoberhaupts
verstanden werden, bei der die sektiereri-
sche und mörderische Logik des syrischen
Staatapparats nicht in Frage gestellt wird.
Die kämpfenden Frauen und Männer in Sy-
rien haben gezeigt, dass die Lösung des
Konflikts nicht bei einer Konferenz von
Spitzendiplomaten am Genfersee oder in
Basel liegt. Lokale Experimente der Selbst-
organisation in Städten wie Aleppo oder in
den nordsyrischen Gebieten haben gezeigt,
dass nur durch aktive Beteiligung der Be-
völkerung eine Alternative möglich ist.

Abschottungspolitik
Das Jahr des Schweizerischen OSZE-Vor-
sitzes steht unter dem Motto „Eine Sicher-
heitsgemeinschaft im Interesse der Men-
schen schaffen“. Wer zu dieser
„Gemeinschaft“ gehört und wer nicht, zeigt
sich etwa an der Beteiligung der OSZE an
der Grenzschutzagentur Frontex. Mit Über-
wachungssystemen und einem riesigen Mi-
litäraufgebot aller Waffengattungen ist
Frontex seit Jahren darum bemüht, Euro-
pa vor „unerwünschter“ Migration abzu-
schotten. Dass sie dadurch jährlich den Tod
tausender Flüchtlinge in Kauf nimmt und
gar fördert, wird weitgehend akzeptiert.

Sparpolitik und Sozialabbau
Die Bevölkerungen zahlreicher OSZE-Mit-
gliedstaaten – allen voran die Länder Süd-
europas – sind seit 2009 einem beispiello-
sen Angriff auf ihre Arbeits- und Lebens-
bedingungen ausgesetzt. Mit Hilfe erpres-
serischer und undemokratischer Methoden
hat die Troika (Europäische Union, Inter-
nationalen Währungsfond und Europäi-
schen Zentralbank) Ländern wie Griechen-
land ihre neoliberale Agenda aufge-
zwungen. Die Folgen sind eine enorme Zu-
nahme der Arbeitslosigkeit und der Armut,
massive Lohnsenkungen, Kaufkraftverlust
und Neuverschuldung der betroffenen Re-
gionen. Die unsoziale Wirtschafts- und So-
zialpolitik, die in ganz Europa vorangetrie-
ben wird und vor allem zum Ziel hat, die
sozialen und politischen Errungenschaften
der Lohnabhängigen anzugreifen, hat nicht
nur zu Protesten, Streikbewegungen und
Besetzungen geführt, sondern leider auch
rechten und rechtsextremen Organisatio-
nen Aufwind verliehen. Die Regierungen
der Mitgliedsstaaten der OSZE ignorieren
ausnahmslos, dass „Sicherheit und Stabili-
tät“ ohne soziale Gerechtigkeit und demo-
kratische Mitbestimmung nicht zu errei-
chen sind. Wenn wir uns gegen die
Ministerratskonferenz der OSZE zur Wehr
setzen, so protestieren wir nicht in erster Li-
nie gegen die offiziellen Verlautbarungen
ebendieser, sondern gegen die Politik der
jeweiligen Regierungen.

Stadtaufwertung
Die Basler Elite sieht die OSZE-Konferenz
als Gelegenheit, sich international als Kon-
gress- und Eventstandort zu positionieren.
In Zukunft sollen im neuen Messeplatzare-
al regelmässig internationale Kongresse im
Bereich Wirtschaft, Politik und Forschung



stattfinden. Damit verbunden sind Mass-
nahmen zur sogenannten „Stadtaufwer-
tung“ zu Gunsten regional ansässiger
Grosskonzerne wie Novartis, Roche oder
Syngenta. Das Nachsehen haben dabei die
Lohnabhängigen, die mit steigenden Miet-
preisen und einer Verknappung des Wohn-
angebotes zu kämpfen haben.
Standortpromotion kostet: Für die OSZE-
Konferenz werden vom Kanton rund 3
Millionen Schweizer Franken bereit ge-
stellt, wovon zwei Drittel in Sicherheits-
massnahmen investiert werden. Während
Obdachlose und prekär lebende Menschen
zunehmend verdrängt werden, scheint der
geplante grossangelegte Armeeeinsatz mit
rund 5000 Soldaten im Stadtzentrum für
die Regierung kein Problem darzustellen.

Die Lösung kommt von unten!
Die OSZE-Ministerratskonferenz ist bei
weitem nicht das einzige Gipfeltreffen, an
dem selbsternannte Expert*innen und Po-
litiker*innen verkünden, die Probleme der
Menschheit lösen zu wollen. Im Septem-
ber 2000 verkündete das Millennium-Gip-
feltreffen der Vereinten Nationen, es wol-
le die „extreme“ Armut und den
„extremen“ Hunger bis zum Jahr 2015 hal-
bieren. Schon heute wissen wir, dass selbst
dieses bescheidene – um nicht zu sagen zy-
nische Vorhaben – gescheitert ist. Die UN-
Klimakonferenz verkündet Jahr für Jahr –
zuletzt im Dezember 2013 in Warschau –
Massnahmen gegen die globale Erderwär-
mung treffen zu wollen. Dass dazu eine
weitgehende Neusausrichtung und Umge-
staltung der aktuellen Produktionsverhält-
nisse nötig wäre, haben sie bis heute nicht
verstanden. Das systematische Versagen
solcher und anderer Gipfeltreffen ist kein
Zufall und auch nicht auf den „mangeln-
den Willen“ der Beteiligten zurückzufüh-
ren. Gipfeltreffen bewegen sich im Rah-
men der aktuell vorherrschenden
politischen, sozialen und ökonomischen
Verhältnisse – anders gesagt: in kapitalisti-
scher Perspektive. Wir sind der Ansicht,
dass Gewalt, Diskriminierung, Armut und
Umweltzerstörung logische und zwangs-
läufige Erscheinungen des Kapitalismus
sind. Sich gegen sie zu wehren bedeutet für
uns, alternative gesellschaftliche Ansätze
jenseits des Kapitalismus zu erarbeiten und
zu erkämpfen.

Was tun, wenn Mensch unzufrieden ist
und trotzdem nicht wirklich etwas än-
dern will? Symptome bekämpfen, anstatt
Ursachen zu beseitigen!
Wer sich tatsächlich für Frieden einsetz-
en möchte, könnte sich fragen, warum
Kriege immer noch allgegenwärtig sind
und durch welche gesellschaftlichen Wi-
dersprüche und Konflikte sie hervorge-
bracht werden. Eine Frage, die sich swiss-
peace nicht wirklich stellt. Viel lieber
stellt sie „trainings, space for networking
and exchange of experiences” für ande-
re NGOs bereit. Richtig kurios wird es
aber, wenn swisspeace in einem Rück-
blick auf ihre "25jährige Erfolgsgeschich-
te" als einzigen Erfolg ihre eigene Ent-
wicklung nennt und verkündet, man sei
stolz, ein international renommiertes
Friedensforschungsinstitut geworden zu
sein. Erfolg misst sich nicht an weniger
Krieg, mehr sozialen Rechten oder weni-
ger humanitären Katastrophen – nein,
das Institut muss weiter entwickelt wer-
den.
Auch sonst versucht swisspeace nicht, die
aktuellen Machtverhältnisse in Frage zu
stellen. Wenn swisspeace ein "öffentliches
Begleitprogramm" zur OSZE-Konferenz
gestaltet und Empfehlungen für die Mi-
nister*innen ausarbeiten möchte, macht
sie deutlich, von welcher Seite sie sich
Verbesserungen erhofft. Kein kritisches
Wort darüber, dass sich hier die Aussen-
minister der grössten Waffenexporteure
und kriegsführenden Länder der Welt
treffen, die nicht gerade im Verdacht ste-
hen, viel für den Frieden getan zu haben.
Wir wollen nicht lange um den heissen
Brei herum reden: swisspeace ist zutiefst
in unser heutiges System eingebettet und
kann sich etwas anderes als den globalen
Kapitalismus nicht vorstellen.

Kapitalismus ohne Krieg?
Ein flüchtiger Blick in die Tagespresse

zeigt, dass Konflikte zwischen interna-
tional operierenden Unternehmen und
der lokalen Bevölkerung in den letzten
Jahren massiv zugenommen haben. Hier
wehrt sich die Bevölkerung gegen ein
grosses Bergbauvorhaben, dort prangern
Einheimische mit Unterstützung interna-
tionaler NGOs Firmen wegen von ihnen
verursachten Umweltschäden oder men-
schenunwürdigen Arbeitsbedingungen
an.
Ein Blick in ein Geschichtsbuch würde
swisspeace darüber aufklären, dass men-
schenunwürdige Arbeitsbedingungen und
Privatisierung von zuvor gemeinschaft-
lich genutzten Ressourcen seit jeher zum
Kapitalismus gehören. Solche Details
dürfen die Gutmenschen von swisspeace
natürlich einfach ignorieren, denn sie ha-
ben sich ein grösseres Ziel auf die Fah-
nen geschrieben: das Konfliktbewusstsein
von Firmen soll geschärft werden! In an-
deren Worten: der Grund von Konflik-
ten ist, dass die Herren Unternehmer
nicht über die Folgen ihrer Investitionen
aufgeklärt wurden.
Trotz 150 Jahre Kapitalismus, ständiger
Kriege, massiver Umweltzerstörung, Un-
terdrückung und Rassismus haben wir
Vollidioten es versäumt, unsere Leader
und Manager über die negativen Auswir-
kungen ihres Daseins aufzuklären!
Höchste Zeit, dass sich swisspeace dieser
wichtigen Aufgabe animmt!

Swisspeace und
die Kriegstreiber



Die Befürworter der Ecopop-Initiative neh-
men vor allem theoretischen Bezug zum
‘Essay on the Principle of Population‘
(1798) von Thomas Robert Malthus. Mit
seinem Bevölkerungsgesetz geht dieser da-
von aus, dass die Bevölkerung in einer geo-
metrischen Reihe wächst (1 – 2 – 4 – 8
usw.), während die Nahrungsmittelproduk-
tion mit einem arithmetischen Wachstum
(1 – 2 – 3 – 4 usw.) nicht mehr nachkommt.
Schliesslich hat sich gezeigt, dass Malthus
nicht Recht behielt. Mit der Veränderung
der wirtschaftlichen Bedingungen sind die
Überlebenschancen und die Nahrungsmit-
telproduktion gestiegen, während die Kin-
dersterblichkeit sank, gleichzeitig ging je-

doch auch die Geburtenrate zurück. In
Europa ist die Bevölkerung heute relativ
stabil und wäre ohne Migration und stei-

gende Lebenserwartung sogar rückläufig.
In vielen Regionen der Welt, in welchen die
wirtschaftlichen Bedingungen noch ver-
gleichbar mit jenen Europas zu Malthus’
Zeiten (1798) sind, findet noch immer ein
starkes Bevölkerungswachstum statt.

Verhütungsmittel gegen
Migrantenströme?

Die Neomalthusianier*innen der Ecopop-
Initiative glauben, dieses Wachstum durch
eine Familienplanung in Entwicklungslän-
dern, finanziert durch schweizerische Ent-
wicklungshilfe, stoppen zu können. Hierbei
werden jedoch nicht die strukturellen Ur-

sachen der Probleme angegangen, sondern
nur deren Phänomene kurzfristig bekämpft.
Der eigentliche Grund für das starke Bevöl-

kerungswachstum in vielen Regionen der
Welt liegt nicht an fehlenden Kondomen,
sondern am niedrigen Lebensstandard und
der fehlenden sozialen Versorgung der Be-
völkerung. Gäbe es mehr soziale Absiche-
rung und eine stabile Wirtschaft in diesen
Regionen, würde erstens auch die Gebur-
tenrate sinken und zweitens weniger Men-
schen aus Existenznöten ihre Heimat ver-
lassen, um überhaupt überleben zu können.
Die Schweizer Entwicklungshilfe müsste
aus diesen Gründen die Wirtschaft und das
Sozialsystem in diesen Regionen aufbauen,
um ihrem Ziel einer Minderung des Bevöl-
kerungswachstums näher zu kommen.
Eine westliche Familienplanung in Ent-
wicklungsländern kommt diesem Ziel je-
doch nicht näher, sondern ist bevormun-
dend, sexistisch und kolonialistisch. Frauen
werden auf das Kinderbekommen reduziert
und zum Verhüten genötigt. Wenn auch die
Initiant*innen von “freiwilliger Familien-
planung” reden, schwingen immer noch
Aspekte von Eugenik mit. Um die Schweiz
als Idylle zu erhalten, soll Migration ver-
hindert werden, indem potentielle Mi-
grant*innen gar nicht erst geboren werden.

Umweltprobleme durch Bevölke-
rungswachstum – ja, aber wessen?

Diese Denkweise findet sich auch in Mal-
thus Texten wieder. So schreibt dieser in der
zweiten Auflage seines „Essay on the Prin-
ciple of Population“ (1803), dass ein
Mensch, dessen Eltern arm sind und ihn
nicht ernähren können und „dessen Arbeit
die Gesellschaft nicht will, kein Recht hat,
die kleinste Menge an Nahrung zu bean-
spruchen“ und somit existensunwürdig sei.
Dabei leugnet Malthus vollkommen, dass
diese Armut durch die Wiedersprüche der
kapitalistischen Produktion hervorgerufen

„Wenn auch die Initiant*innen von freiwilliger Familienplanung

reden, schwingen immer noch Aspekte von Eugenik mit.”

Fremdenfeindlichkeit
ökologisch verpackt



wird. Stattdessen behauptet er, soziale Un-
terschiede seien unumgängliche Ergebnis-
se der Naturgesetze, die nichts mit dem Ka-
pitalismus zu tun hätten.
Seine weitere Argumentation gegen die Ar-
men ist allen aus der Flüchtlingsdebatte be-
kannt. Das Boot ist voll. So erstaunt es auch
nicht weiter, dass die Ecopop-Initiative sich
als Feindbild die Migrant*innen ausgesucht
hat. Der Wohlstand der herrschenden Klas-
se soll durch die Diskriminierung der Ar-
men gesichert werden. Hierfür behaupten
die Neomalthussianer, das hohe Bevölke-
rungswachstum in den südlichen Ländern
sei für die globalen Umweltprobleme ver-
antwortlich.
Diese fremdenfeindliche Propaganda ist
fernab jedweder wirtschaftlichen Realität
und dient einzig und allein als populisti-
sches Mittel, um die Schweizer Bevölke-
rung für ihre Ecopop-Initiative zu gewin-
nen. In Wirklichkeit ist ein Grossteil des
weltweiten ökologischen Fussabdruckes auf
die kapitalistische Industrieproduktion der
westlichen Länder zurückzuführen. So ha-
ben die Schweiz, zahlreiche europäische
Länder und die Vereinigten Staaten 2008
über viermal mehr Ressourcen verbraucht
als  weltweit an Biokapazität verfügbar ist.
Hingegen liegt der Verbrauch in vielen Län-
dern Afrikas deutlich unter dem Weltdurch-
schnitt. Weiterhin meint das statistische
Bundesamt der Schweiz, dass die Schwei-
zer Bevölkerung „auf Kosten anderer Erd-
teile und künftiger Generationen“ lebt.

Wohnraumnot, Arbeitslosigkeit,
Wohlstandsschwund – ein kapitalis-
tisches Phänomen

Wenn man nach August Bebel (1994) geht,
ist es nicht verwunderlich, dass es ein Re-
vival des Übervölkerungswahns gibt. Bebel
analysiert, dass „die Furcht vor Überbevöl-
kerung … stets in Perioden [auftritt] , in de-
nen der bestehende Sozialzustand im Zer-
fall begriffen ist. Die allgemeine
Unzufriedenheit, die dann entsteht, glaubt
man in erster Linie dem Überfluss an Men-
schen und dem Mangel an Lebensmitteln
und nicht der Art, wie sie gewonnen und
verteilt werden, zuschreiben zu müssen.”
Übertragen auf die heutige Situation beob-
achten wir in vielen Ländern einen Zerfall
des bestehenden Sozialsystems: zahlreiche
Sozialkürzungen sowie steigende Kosten
für Gesundheit und Bildung führen zur Ver-
minderung des Lebensstandards. Der

Wohnraum wird durch Aufwertung und
Spekulation verknappt und verteuert. In
den Medien heisst es immer wieder, Aus-
ländische Arbeitnehmer*innen nähmen
Schweizer Bürger*innen die Arbeitsplätze
weg und erhöhten den Konkurrenzdruck.
Unter solchen Umständen ist es leicht, den
Unmut der Bevölkerung von den eigentli-
chen Ursachen weg, hin zu einem fiktiven
Feindbild zu lenken – den Migranten. Die

oft verkürzte Analyse des kapitalistischen
Systems durch die Medien und Politiker
lässt Migrant*innen gewollt als Konkur-
rent*innen um Arbeitsplätze, Wohnraum
und den gelebten Standard erscheinen.
Die eigentliche Ursache für Arbeitslosigkeit
und erhöhte Konkurrenz auf dem Arbeits-
markt finden wir jedoch im Kapitalismus
selbst. Die Effizienzsteigerungen in
den Unternehmen werden nicht an
die Arbeiter*innen in Form von
mehr Freizeit und mehr Lohn wei-
ter gegeben, sondern das Kapital
stiehlt den Mehrwert. Der Schwei-
zer Wohlstand basiert hingegen
zum Grossteil auf der Arbeit und
der Ausbeutung der qualifizierten
sowie nicht qualifizierten Mi-
grannt*innen.
Hinter dem Deckmantel ökologi-
scher und sozialer Vorwände ver-
birgt die Ecopop-Initiative ihre
fremdenfeindliche, kolonialistische
und unökologische Politik. Dies ist
nur ein Beispiel von zahlreichen, an
denen deutlich wird, dass die herr-
schende Klasse mit falschen
Schlussfolgerungen und hetzeri-

scher Propaganda bewusst künstliche
Feindbilder kreiert, um die Menschen von
den eigentlichen Ursachen der Probleme
abzulenken und gegeneinander auszuspie-
len.

Systemwechsel!
So bleibt die Frage: Was lässt sich machen?
Lässt sich etwas ohne globalen wirtschaft-
lichen Systemwechsel machen? Diese Fra-
ge ist nicht einfach zu beantworten. Von
Krisenhilfe bei Naturkatastrophen und me-
dizinischen Notfällen (wie jetzt bei Ebola)
ist nicht abzuraten. Schliesslich geht es um
Menschenleben. Doch darf der symptom-
bekämpfende Charakter der Kriseninter-
vention nicht vernachlässigt werden. Eine
Symptombekämpfung, deren Wirkung ganz
klar einen beschwichtigenden Charakter für
unser Gewissen in der „entwickelten“ Welt
hat.
Eine nachhaltige, selbständige Entwicklung
dieser Länder – mit dem Ziel eines würdi-
gen Lebens für alle, frei von Mangel, Aus-
beutung und Unterdrückung – kann nur
möglich sein, wenn wir das globale wirt-
schaftliche System von Grund auf ändern.
So lange Konzerne aus reichen Ländern
und deren Regierungen die Volkswirtschaf-
ten der „unterentwickelten“ Länder durch
Rohstoffextraktivismus, Marktprotektionis-
mus im Norden usw. systematisch klein hal-
ten, gibt es für die Menschen im globalen
Süden kein Entkommen aus der Misere. Es
sei denn, sie nehmen eine meist gefährliche
Emigration auf sich, in der Hoffnung, im
Norden eine bessere Lebensgrundlage zu
finden.

Weiterführende Literatur



„Wenn auch die Initiant*innen von freiwilliger Familienplanung

reden, schwingen immer noch Aspekte von Eugenik mit.”

Kobane und die
syrische Revolution

Die von der Miliz Islamischer Staat bedrohte Stadt Kobane war
in den letzten Monaten Brennpunkt der internationalen Bericht-
erstattung und hat seitens der Linken berechtigterweise wichtige
Solidaritätsaktionen hervorgerufen. Der Autor kritisiert jedoch
die selektive Wahrnehmung der westlichen Medien und der Lin-
ken, die ähnlichen Kämpfen in anderen syrischen Gebieten we-
nig Interesse schenkten und dabei vergessen, dass der Kampf ge-
gen die Belagerung von Kobanê nicht vom Kampf der syrischen
Bevölkerung gegen die Diktatur des Assad-Clans getrennt werden
kann.

Weiterlesen: sozialismus.ch >> Suchfeld: Kobane
_________________________________________________________

Autogesellschaft und
Autowahn

Alle reden vom Boom der Elektroautos. Ein Zitat: „Bei den
Elektromobilherstellern herrscht Goldgräberstimmung. Die
Marktprognosen versprechen bis zu einer Million verkaufter E-
Mobile in den nächsten fünf Jahren.“ Das war allerdings 1991 zu
lesen – in der VCD-Zeitschrift „Fairkehr“ (3/1991 ). Heute, zwei
Jahrzehnte später, gibt es in Deutschland gerade mal 2'300 Elek-
troautos. Und es gibt die Aussage der Berliner Regierung, wonach
es – nun aber dalli, dalli! – bis zum Jahr 2020 eine Million E-
Mobile geben soll.
Vor zwei Jahrzehnten bezog sich die eine Million E-Autos auf
einen Pkw-Park von 30 Millionen, was einem Anteil von 3,3
Prozent entsprochen hätte. Im Jahr 2020 würde sich die eine
Million Elektro-Pkw auf eine Gesamt-Pkw-Flotte von 53
Millionen Pkw beziehen.

Weiterlesen: sozialismus.ch >> Suchfeld: Autowahn
_________________________________________________________

Europa: Geld- und
Fiskalpolitik in der Eurozone

Wie soll die europäische Wirtschaft aus der Krise geholt werden?
Seit Ausbruch der Eurokrise gehen Geld- und Fiskalpolitik auf
europäischer Ebene in unterschiedliche Richtungen. Ingo Schmidt
beschreibt, wer in der EU-Politik welche Lösungsansätze vertritt
und warum die lockere Geldpolitik der Europäischen Zentralbank
mit ihrem Vorsitzenden Mario Draghi das Problem nicht löst.

Weiterlesen: sozialismus.ch >> Suchfeld: Fiskalpolitik
_________________________________________________________

Das Staudammprojekt in Tarn
und der Tod von Rémi Fraisse

Am 26. Oktober 2014 wurde der Student  Rémi Fraisse im süd-
französischen Departement Tarn bei Protesten gegen ein geplan-
tes Staudammprojekt von der Polizei getötet. Der Artikel zeigt
auf, warum sich die Bevölkerung gegen dieses Projekt wehrt und
wie die Strukturen und repressiven Methoden der Polizei mit dem
Tod des Aktivisten zusammenhängen.

Weiterlesen: sozialismus.ch >> Suchfeld: Fraisse
_________________________________________________________

Schweiz: Marsch gegen das
Recht auf Abtreibung

Schon zum fünften Mal wollten am 20. September 2014 christlich-
fundamentalistische Kreise einen “Marsch fürs Läbe” in der Stadt
Zürich durchführen, um gegen das Recht auf Abrteibung zu
demonstrieren. Dagegen regte sich auch dieses Jahr Widerstand.

Weiterlesen: sozialismus.ch >> Suchfeld: Abtreibung
________________________________________________________



Eine andere Welt ist nötig!
Während weltweit Hunderte von Millionen
Menschen nicht in der Lage sind, ihre
Grundbedürfnisse nach Nahrung, Unter-
kunft, Sicherheit und Gesundheit zu de-
cken, nehmen auch in grossen Teilen Euro-
pas Armut und Arbeitslosigkeit dramatisch
zu. Und selbst in der reichen Schweiz müs-
sen Hunderttausende einer Lohnarbeit
nachgehen, ohne dabei ihre Lebenskosten
decken zu können (working poor), leiden
viele unter der zunehmenden Intensität der
Arbeitswelt (Stresserkrankungen), werden
Millionen Menschen rechtlich diskriminiert
(Migrant*innen, Sans-Papiers).
Die aktuelle Gesellschaft, in der sich die
herrschende Klasse auf Kosten der Lohn-
abhängigen und unseren natürlichen Le-
bensgrundlagen weltweit bereichert, ist we-
der naturgegeben noch unumstösslich. Sie
ist das Produkt eines historischen Prozes-
ses, dessen Weiterentwicklung wir gemein-
sam beeinflussen können. Wir, Aktivist*in-
nen der Bewegung für Sozialismus, sind
davon überzeugt, dass die kapitalistische
Gesellschaft täglich zu Ungleichheit, Un-
terdrückung und Gewalt führt und deswe-
gen überwunden werden muss. Armut, Um-
weltzerstörung, Sexismus, Rassismus und
andere Diskriminierungsformen verstehen
wir als Folge eines Systems, das seinen Ur-
sprung in der Trennung der Gesellschaft in
eine besitzende Minderheit und eine (mehr
oder wenige) besitzlose Mehrheit hat.

Widerstand zeichnet Konturen
einer anderen Welt!
Deshalb beteiligen wir uns an den Mobili-
sierungen gegen den Kapitalismus (WEF,
G8, OSZE usw.) und seine imperialistischen
Kriege. Wir engagieren uns auch in antiras-
sistischen Bewegungen und an den Univer-
sitäten. Wir unterstützen alle Bemühungen,
aktiv für die Forderungen, Interessen und
Rechte der lohnabhängigen Menschen und
aller Unterdrückten einzutreten. Wir sind
an der Basis der Gewerkschaften aktiv, wo
wir die direkte Aktion der Lohnabhängigen

(Mobilisierungen, Streiks usw.) fördern und
unterstützen. Wir wollen durch kollektive
Kämpfe die Ideen und Grundsätze einer
anderen Gesellschaft entwickeln und zur
Diskussion stellen. Wir wünschen uns eine
Gesellschaft ohne Ausbeutung, in der die
wirtschaftliche Produktion, die Kultur und
die Wissenschaft die Bedürfnisse aller Men-

schen berücksichtigen und nicht dazu die-
nen, privaten Profit zu erzielen. Solange die
Produktionsmittel (Fabriken, Büros, Insti-
tutionen) in den Händen des Kapitals ver-
bleiben, wird stets das Streben nach Ge-
winnmaximierung Produktion und
Arbeitsbedingungen bestimmen. Indem wir
den Kapitalismus und seine Eigentumsver-
hältnisse als Ganzes kritisieren, stellen wir
die innere Logik der aktuellen Verhältnisse
ins Zentrum unserer Kritik, anstatt uns über
"gierige Manager" aufzuregen oder gar
Minderheiten unserer Gesellschaft (Sozial-
hilfebezüger, Arbeitslose, Flüchtlinge usw.)
als Sündenböcke herbeizuziehen.

Grüner Kapitalismus?
Die jüngsten ökonomischen, gesellschaftli-
chen und klimatischen Entwicklungen ma-
chen deutlich, dass die kapitalistische Ge-
sellschaftsordnung nicht in der Lage ist,
eine ökologisch "nachhaltige" Produktion
und Konsumtion zu organiseren. Enormer
Ressourcenabbau, umweltfeindliche Indus-
trie, Individualverkehr, industrielle Land-
wirtschaft und Viehzucht, verbunden mit
einer auf die Bedürfnisse des Kapitals zu-
gerichteten Lebensweise verunmöglichen
eine ökologische Neuausrichtung des Ka-
pitalismus. Schuld daran sind auch hier

nicht in erster Linie die "unvernünftigen
Konsumenten", sondern die Logik eines
Systems, das auf Gedeih und Verderben auf
Wachstum angewiesen ist.

Für echte Basisdemokratie
Wir wollen eine Gesellschaft, in der dank
einer wirklichen Demokratie gemeinsam
und unter Berücksichtungen aller darüber
entschieden wird, was, wie und für wen
produziert wird; in der das Potential, das in
der gesellschaftlichen Arbeit, in der Wissen-
schaft, der Technik und der Kunst steckt,
der ganzen Menschheit zu Gute kommt.
Wir streben eine Gesellschaft an, "in der die
freie Entwicklung eines jeden die Bedin-
gung für die freie Entwicklung aller ist".

Sozialismus neu denken,
Kapitalismus überwinden!
Ist Sozialismus nicht ein veraltetes und au-
toritäres Konzept, das in Form des "Real-
sozialismus" längst gescheitert ist? Wir fin-
den nicht! Sozialismus hat für uns nichts
mit "Stalinismus" oder anderen autoritären
Denkformen zu tun. Die Idee des revolu-
tionären Sozialismus bedeutet für uns, sich
in der Perspektive einer "Vergesellschaf-
tung" oder einer "Kollektivierung" der Pro-
duktionsmittel für eine basisdemokratische
und emanzipatorische Gesellschaft einzu-
setzen. Sozialismus bedeutet weder die Ein-
zelherrschaft einer Partei noch die Unter-
drückung Andersdenkender. Er ist ein
Mittel, mit dem wir die kapitalistische Klas-
sengesellschaft in eine klassenlose und
selbstverwaltete Gesellschaft revolutionie-
ren möchten.

Sozialismus neu denken!

Mitmachen!



Neoliberalismus, organisier-
tes Verbrechen und Repressi-
on von sozialen Bewegungen

Das Verschwinden von 43 Studenten der Lehrerhoch-
schule Normal Rural de Ayotzinapa am 26. Septem-
ber 2014 im mexikanischen Bundesstaat Guerrero hat
in Mexiko sowie international Proteste ausgelöst und
die Regierung von Präsident Peña Nieto in eine tiefe
Krise gestürzt. Die Protestierenden kritisieren die kor-
rupten Machenschaften der mexikanischen Elite und
die Zusammenarbeit der staatlichen Behörden mit den
kriminellen Banden.

An diesem Anlass wollen wir die Zusammenhänge
zwischen organisiertem Verbrechen, neoliberalen
Strukturreformen und der Repression von sozialen
Bewegungen am Beispiel Mexiko diskutieren.

Wo und Wann: Siehe sozialismus.ch/kalender

Lektüre zu David Harveys
„Rebellische Städte“

Mit David Harvey ha-
ben wir uns nun der Be-
schäftigung mit einem
marxistischen Gesell-
schaftstheoretiker ver-
schrieben, der sich mit
der kapitalistischen In-
besitznahme des städti-
schen Raums beschäf-
tigt. Dass dieses Thema von
brennender Aktualität ist, zeigen nicht zuletzt auch
Projekte wie jenes von „Rheinhatten“ in Basel.

Wann: Jeden zweiten Sonntag von 18:30 bis 20:00 Uhr

Anmeldung: basel@sozialismus.ch

Resistencia! Perspektiven
des antikapitalistischen
Widerstandes

>> Antikapitalistische Antworten auf die soziale und politi-

sche Krise in Südeuropa. Mit einem Aktivisten / einer Akti-

vistin aus dem Spanischen Staat

>> Chile als Laboratorium für den Neoliberalismus

>> Bildungspolitik in der Schweiz

>> Woman Space

>> Praxisworkshops: Transpi malen, Flyer layouten

Wann und wo: Freitag, 27. März 2015 bis Sonntag, 29. März 2015
im Pfadihaus St. Martin, Oberdiegten (mit dem Zug in 35 Minuten ab
Basel erreichbar)

Kosten: Die Kosten für zwei Übernachtungen und das Essen betragen
30 Franken. Hinzu kommen die Reisekosten. Falls du auf finanzielle
Unterstützung angewiesen bist (auch was die Reisekosten angeht), besteht
in jedem Falle die Möglichkeit auf eine Ermässigung bzw. Unterstützung
durch die BFS.

Anmeldung: Aus organisatorischen Gründen wären wir sehr dankbar,
wenn du dich vorher anmelden könntest. Schreibe dazu eine Mail an
die nächstgelegene Ortsgruppe.
- Region Zürich: jugend@bfs-zh.ch
- Region Basel: basel@sozialismus.ch
- Westschweiz: jmps@labreche.ch
- Tessin: mps-ti@bluemail.ch

Hinreise: Das Haus ist mit den öffentlichen Verkehrsmitteln gut er-
reichbar. Am einfachsten ist es, wenn du dich mit uns in Kontakt setzt,
damit wir die Hin- und Rückfahrt gemeinsam planen können.




